
Podiumsdiskussion
Do. 4.12. 14.00

mit Landtagsabgeordneien zur Sparpolitik 
Audi Max THD (Caroiinenplatz )

Landesweite Demonstration Di. 2.12.
15 Uhr in Wiesbaden, Rhein-Main-Halle

Abfahrt Busse und PKW: 14 Uhr, Darmstadt - Messplatz (am Nordbad)

Zug: Treff 14Uhr, Hauptbahnhof Darmstadt (GEW-Busse 14Uhr, DGB-Haus)





Münchner Uni-Präsident nennt 
Hochschulreform „blödsinnig"
Lobkowicz beklagt Demokratisierung und Verlust an Qualität

KÖLN, 24. November (AP). Umfas­
sende Kritik hat der Münchener Univer­
sitätspräsident Nikolaus Lobkowicz am 
Hochschulwesen in der Bundesrepublik 
creübt und unter anderem die Schweiz 
als Beispiel besserer Verhältnisse ange­
führt. In einem Interview der Deut­
schen Welle sagte er: „Die demokrati­
sierte Universität hat sehr viel weniger 
Mut, strenge Qualitätsurteile __zu fällen.“ 
Das'sei einer der Gründe dafür, daß aus 
deutschen Universitäten immer weniger 
Wissenschaftler von Weltrang hervor­
gingen.

In dem Interview erklärte Professor 
Lobkowicz weiter, der seit-zehn Jahren 
andauernden deutschen Hochschulre­
form fehle ein wesentliches Motiv: die 
Qualität der Universitäten zu erhalten 
„oder gar zu verbessern“. Eine Universi- 

i tät könne nicht ihren Standort halten, 
wenn man „über Nacht die Zahl der 
Professoren und Studenten versechs­
facht“. Es fehle an Auswahlmechanis­
men, die garantieren, „daß wirklich die 
Besten drankommen“. Außerdem habe 
die neue Struktur eine Politisierung der 
Universitäten mit sich gebracht. Auch 
bei den Professoren sei die Nivellierung

eingetreten: „Es sind heute Menschen 
Professoren geworden, die vor 20 Jahren 
niemand zu Professoren ernannt_ hatte.“

Der Professor wies darauf hin, daß 
diese negativen Tendenzen nicht nur für 
deutsche Hochschulen der Gegenwart, 
sondern auch für Reformuniversitäten 
etwa in Italien und Schweden gälten. 
Als positives Vorbild nannte er die eng­
lischen Universitäten, deren Tradition 
seit dem Mittelalter ungebrochen ŝei. 
Dort gelte nach wie vor, daß eine Uni­
versität „nur für eine Elite da“ sei.

Lobkowicz zog den Schluß, eine 
„blödsinnige“ Universitätsreform in der 
Bundesrepublik — einem Land, das 

Mangels an Ronstoffen auf 
Know-how angewiesen sei — habe 
Hochschulen hervorgebracht, „die die­
sen Namen kaum verdienen“. Als Nega­
tivbeispiel nannte er Bremen. Da es 
illusorisch sei, alle bestehenden Gesetze 
„vom Tisch zu wischen, damit die Uni­
versitäten sich aus sich heraus besinnen 
können“, müsse zumindest angestrebt 
werden, „innerhalb der Massenuniversi­
tät klassische Elite-Universität wieder 
wenigstens für einige herzustellen“.



Einigkeit in der Ablehnung der Mittelkürzungen in den Hochschulhaushalten/Aktionstage an TH und FHD
(ml) - Auch an Darmstadts Technischer 

Hochschule scheint es jetzt wegen der ge­
planten Mittelkürzungen in den lloch- 
schulhaushalten „in die Vollen“ zu gehen: 
am Mittwoch hat der Konvent der THD, 
das höchste beschlußfassende Gremium 
der Hochschule, eine Resolution verab­
schiedet, in der den Fachbereichen emp­
fohlen wird, in der Zeit vom 1. bis 5. De­
zember die Auswirkungen des gekürzten 
Kullusetats auf ihren Lehrbetrieb aufzu­
zeigen, zu diskutieren und gegenüber der 
Öffentlichkeit deutlich zu machen. Als 
eine geeignete Maßnahme eicht ca der 
Konvent an, die Lehrveranstaltungen in 
der kommenden Woche so vorzunehinen, 
als waren die beabsichtigten Mittelkür­
zungen bereits Realität geworden. Im 
übrigen sollen Lehrveranstaltungen aus- 
fallen, soweit diese mit Informationsver­
anstaltungen kollidieren.

Es wird nun vornehmlich an den Stu­
denten liegen, inwieweit sie durch Pla­
nung und Realisierung solcher Veranstal­
tungen eventuell den Lehrbetrieb völlig 
zum Erliegen bringen. Für Dienstagnaeh- 
mitlag (2. 12.) ist bereits eine zentrale De­
monstration in Wiesbaden geplant, zu de­
n n  Teilnahme der Allgemeine Studen­

tenausschuß der THD (AStA) alle Hoch­
schulangehörigen aufgefordert hat. Der 
Antrag, die ausgefallenen Vorlesungen am 
Ende des Semesters nachzuholen, ver­
fehlte im Konvent nur knapp die Mehr­
heit.

Am Tage der Konventssitzung versam­
melten sieh 2000 Studenten im Audimax 
zu einer Vollversammlung. Seit zwei Jah­
ren war eine so große Teilnehmerzahl an 
einer Vollversammlung nicht mehr er­
reicht worden. In einem Elugblult wür­
digt der AStA diese Tatsache als klaren 
Protest „gegen den Abhau eines vernünf­
tigen Bildungssystems“. Audi aus den 
einzelnen Fachschaften wurde erhebliche 
Kritik an den geplanten Kürzungen im 
Kultuselat deutlich.

Das Erscheinen des Präsidenten, der 
seine Solidarität mit den Forderungen der 
Studenten erklärte, und der Vizepräsiden­
ten der THD auf der Vollversammlung 
wertet der AStA als Signal für ein „Brei­
tes Bündnis aller Hochschulangehörigen“. 
TH-Präsident Böhme zeichnete zu Beginn 
der Konventssitzung ein drastisches Bild 
der geplanten Kürzungsmaßnahmen. Am 
gravierendsten werden sich die Besel-

zungssperre von drei Monaten bei sämt­
lichen Neueinstellungen, der Stellenabzug 
von drei Prozent und die Kürzung der 
Mittel für wissenschaftliche Hilfskräfte 
um 25 Prozent, auswirken. „Die Priorität 
für die Bildungspolitik ist nicht mehr 
vorhanden“, konstatierte Böhme.

Seit 1970 seien die Studentenzahlen um 
54 Prozent gestiegen, in allen anderen Be­
reichen der Hochschule werde demgegen­
über „heruntergefahren“, sagte Böhme. 
Der l’H-Präsident erblickte darin eine 
Gefährdung der technischen Entwicklung 
überhaupt. Man stelle nun vor der Frage 
wie die Universitäten Prioritäten in Ver­
antwortung für die herunwachsende Ge­
nei ation setzen könnten. Böhne forderte 
zum gemeinsamen Vorgehen aller Hoch­
schulangehörigen auf.

In einer Resolution, die der Konvent 
zustimmend zur Kenntnis nahm, wandte 
sich auch der Personalrat der THD gegen 
die geplanten Mittelkürzungen. In, einem 
Zeitraum, in dem die Studentenzahlen zu­
genommen hätten, seien Arbeitsplätze 
verlorengegangen. Auch Mittel für die 
Arbeitssicherheit seien gestrichen wor­
den. All dies führe zu einer Erhöhung der 
Arbeitsbelastung. „Die Spurpolitik im 
öffentlichen. Dienst auf Kosten der Be­
diensteten und der Allgemeinheit kann 
nicht mehr hingenommen werden“, er­
klärte der Sprecher des Personalruts.

In weiteren Enlschließungspunktcn 
fordert der Konvent die Hochschule und 
ihre Gremien auf, zunächst dafür Sorge 
zu tragen, daß der Lehrbetrieb in der je t­
zigen Form so lange wie möglich aufrecht 
erhalten bleibt. Auch studlenreformeri- 
sclie Ansätze dürften nicht in Frage ge­

stellt werden. Dieses Vorgehen könnte 
dazu führen, daß sämtliche Mittel vor 
Abschluß des Haushaltsjahres 1981 aufge­
braucht sind und der Lehr- und For- 
sehungsbetrieb dann völlig zum Erliegen 
kommt. Damit würde aber der Öffentlich­
keit und den politisch Verantwortlichen 
demonstrativ verdeutlicht und erkennbar 
gemacht, welche Auswirkungen die Slrei- 
chungspolitik konkret hat, und daß unter 
solchen Bedingungen eine wissenschaft­
liche Ausbildung nicht mehr möglich ist. 
Der Konvent der Till) widersetzt sich 
auch allen Maßnahmen, die die soziale 
Lage der Studenten verschärfen (Einspa­
rungen im BaföG-Bereich und Wohn- 
heiinbau), da dies zu einem sozialen 
ntimerus clausus führe und das Recht auf 
Bildung zu einem Privileg für wenige 
mache.

Auch an der Fachhochschule Durmstadl 
wird in der ersten Dezemberwoche prote­
stiert. Der Rektor der F1ID, Hans-Jürgen 
Zubrod, lief Professoren und Mitarbeiter 
auf, die Beschlüsse der Vollversammlung 
zu unterstützen und den zeitweisen Un- 
terrichtsausfall in Kauf zu nehmen. An 
die Dekane appellierte Zubrod, die 
Aktionstage nicht zu behindern.

D a r m s tä d te r  T a g b la tt 2 8 .1 1 .8 0

Breites-Protest-Bündnis von Professoren und Studenten
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Hochschulen protestieren gegen Sparpläne des Landes
Eine „Aktionswoclie“ verdrängt Lehrveranstaltungen / „Unsere Duldungsbereitschaft ist erschöpft“

DarmsRult (spi). An beiden Dann- 
städler Hochschulen werden die Lehr­
veranstaltungen. in der kommenden 
Woche weitgehend ausfallen. Studen­
ten, Professoren und Mitarbeiter wollen 
statt dessen die Folgen der von der hes­
sischen Landesregierung beabsichtigten 
Sparmaßnahmen im Hochschulbereich 
diskutieren und die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit darauf lenken, wel­
che Auswirkungen eine Reduzierung 
der Personalausstaltung und die vor­
gesehene Stellensperre mit sich bräch­
ten. Eine derartige Verschlechterung 
der Ausbildungsqualität, heißt es in ei­
nem vom Konvent der Technischen 

-Hochschule Darmstadt einstimmig ge­
faßten Beschluß, werde ein qualifizier­
tes wissenschaftliches Studium unter 
gegenwärtigen Bedingungen unmöglich 
machen.

Am Tag zuvor hatte die Vollver­
sammlung der TH-Studcnten bereits be­
schlossen, vom 1. bis ft. Dezember eine 
„Aktionswoclie“ zu organisieren und in 
dieser Zeit den Lehrveranstaltungen 
fernzubleiben. Wie ein AStA-Sprecher 
gestern sagte, sei damit kein Vorle- 
sungsboylcott beabsichtigt. Vielmehr 
sollten in den zwanzig Fachschaften der 
Hochschule zahlreiche Arbeitssilzungen 
und Diskussionen statt finden, um zur 
inhaltlichen Klärung der Lage und zur 
Information beitragen. Daneben sind 
zentrale Veranstaltungen geplant. Am 
Montag wollen die einzelnen Fachberei­
che in der Darmstädter Innenstadt In­
formalionsstände aufhauen, um die Be­
völkerung über die „Streichungspolitik“ 
der Landesregierung im Bildungswesen 
und speziell im Bereich der hessischen 
Hochschulen zu unterrichten. Am 
Dionstngnachmitlag beteiligen sich 
Darmslädier Studenten an einer De­
monstration mit anschließender Kund­
gebung in Wiesbaden. Die Fahrkarten 
für sechzehn Omnibusse und vier Ei- 
senbahnvvaggons, die von den Darm- 
'slfidler Hochschulen für die Fahrt nach 
Wiesbaden angemietet wurden, sind be­
reits ausverkaufl.

An der Technischen Hochschule 
Darmstadt studieren in diesem Winter­
semester rund zwülflausend Studenten. 
Die Fachhochschule ist mit knapp vier­
tausend Studierenden wesentlich klei­
ner. Sie wird jedoch, wie Rektor Hans- 
Jürgen Zubrod erklärte, unter den 
Sparmaßnahmen der Landesregierung 
womöglich noch stärker zu leiden ha­
ben als die „größeren Organisalionsein­
heilen“. Eine zum Teil weit über zwei­
hundert Prozent liegende Auslastung 
der Räume macht deutlich, daß die Ge­
bäude des Fachhochschule Darmstadt 
mit der wachsenden Zahl von Studie­
renden seit Jahren nicht Schritt gehal­
ten haben. Das Raumangebot sei für 
halb so viele Studenten angemessen. Um 
so härter träfe die Fachhochschule die 
Beschneidung der Haushaltsmittel für 
Um- und Erweiterungsbauten, mit de­
nen sie sich über den „katastrophalen 
Raummangel“ (Zubrod) hinweghelfen 
könnte: Von beantragten 1,4 Millionen 
Mark sollen nur 325 000 Mark gewährt 
werden.

Zubrod bezeichnete die gegenwärtige 
Stimmung an der Fachhochschule als 
explosiv. „Unsere Duldungsbereitschuft 
ist erschöpft. Entsprechend groß ist 
das Wohlwollen der Professoren gegeiir 
über den Aktivitäten der Studenten­
schaft. Die Fachhochsehullehrer fühlen 
sich zwar verpflichtet, auch in der 
kommenden Woche ihren Dienstoblie­
genheiten nachzukommen, wollen 
gleichzeitig aber dafür sorgen, daß den 
Studenten, die sich an der Aktionswo­
che beteiligen, keine Nachteile entste­
hen. Klausuren sollen nach Möglichkeit 
verschoben werden, die Dekane sind 
aufgerufen, versäumte Lehrveranstal­
tungen zu anderer Zeit nachzuholen.

An der Technischen Hochschule war 
zunächst unklar, wie weit der studenti­
sche Protest von Professoren und Prü- 
sidiuryi mitgetragen werde. Während 
die Resolution in clor Konventssitzung 
einstimmig verabschiedet wurde, fand 
ein Antrag der wissenschaftlichen Mit­
arbeiter nur mehrheitliche Zustim- ,

mung. Darin wurde den Fachbereichen 
empfohlen, in der Zeit vom 1. bis ft. De­
zember die Auswirkungen der Etatkür­
zungen auf den Lehrbetrieb aufzuzei- 
gen, zu diskutieren und gegenüber der 
Öffentlichkeit deutlich zu machen. 
Lehrveranstaltungen sollten nach dem 
Wortlaut dieses Antrags nur ausfallen, 
„sofern diese mit Informationsveran­
staltungen oder Demonstrationen kolli­
dieren“.

Präsident Professor Dr. Helmut Böh­
me ergänzte diesen Beschluß gestern 
mit der Empfehlung, während der zen­
tralen Protestaktionen am Montag, 
Dienstag und Donnerstag sämtliche 
Lehrveranstaltungen zu streichen. Im 
übrigen sollten die Dekane der einzel­
nen Fachbereiche entscheiden, wann 
Vorlesungen oder Übungen zugunsten 
der Aktionswoche ausfallen könnten.

In der Resolution iiatte der Konvent 
der Technischen Hochschule unter an­
derem auf die Folgen des beabsichtig­
ten Personalabbaus für betreuungsin­
tensive Praktika und Kleingruppen- 
iibungen hingewiesen. Die Versuche im 
physikalischen Grundpraklikum, die 
Konstruktionsiibungen mit Masehinen- 
elementen und das Maschinenprakti- 
kum in der Elektrotechnik müßten bei 
noch weniger ßetreuungspersonal aus­
fallen, weil die Gruppen schon jetzt zu 
groß seien. In einigen Bereichen könn­
ten, wie in der Resolution weiter aufge- 
lührt wird, sicherheilslechnische Vor­
schriften und Arbcilsschutzbestimmun- 
gen nicht mehr eingehalten werden. 
Außerdem warnte der Konvent der 
Darmstädter Hochschule vor Einspa­
rungen auf dem Gebiet der Ausbil­
dungsförderung und des Wohnheim­
baus. Die soziale Lage der Studenten 
dürfe nicht verschlechtert werden. Er 
widersetze sich allen Maßnahmen, er­
klärte der Konvent, die auf eine Ein­
führung des sozialen Numerus clausus 
hinauslaufen und das Recht auf Bil­
dung zu einem „Privileg für wenige“ 
machen k" mton.
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Darmstädter Echo 1.12.80

Hochschulen verzeichnen einen Teilerfolg
Land reduziert das Ausmaß der Kürzungen — Sorgen vor der nahen Zukunft

(DE). Die Präsidenten der hessischen 
Universitäten haben sich nach einem 
Gespräch mit dem Haushaltsausschuß 
des Landtages noch einmal mit dem 
Haushaltsplan des Landes für das 
Jahr 1981 befaßt.
In einer vom Vorsitzenden, TH-Präsi- 
dent Professor Böhme, Unterzeichne­
ten Erklärung heißt es: „Wir nehmen 
zur Kenntnis, daß die Bemühungen 
der vergangenen Wochen dazu ge­
führt haben, daß das Land wenigstens 
zum Teil von seinen undiskutablen 
Vorstellungen abgerückt ist.“ So habe 
bei den Steilensperren wenigstens ei­
ne Gleichstellung mit den übrigen Be­
hörden erreicht und damit eine über­
proportionale Belastung der Univer­
sitäten vermieden werden können. 
Weiterhin verbleibt das Land im Ver­
band der Bundesländer zur For­
schungsförderung, und das geplante 
Modemisierangsprogramm für die

Datenverarbeitung könne -  wenn 
auch in gestreckter Form -  realisiert 
werden. Trotz erheblicher Bemühun­
gen der Koaiitionsfraktionen konnten 
die Mittel für wissenschaftliche Hilfs­
kräfte nur um fünf Prozent aufge­
stockt werden: Es verbleibe eine Kür­
zung um 25 Prozent gegenüber dem 
Vorjahresansatz.
Allerdings konnten die Präsidenten 
der hessischen Hochschulen einen 
Haushaltsvermerk durchsetzen, der 
es den Hochschulen ermöglichen soll, 
die erforderlichen Mittel für wissen­
schaftliche Hilfskräfte und Tutoren 
aus dem Aufkommen freier Stellen zu 
finanzieren. Dies kann von den ein­
zelnen Hochschulen in je unterschied­
licher Weise ausgenutzt werden. 
Dieses Verhandlungsergebnis könne 
freilich nur ein vorübergehender 
Kompromiß sein, da die 1980 gestie­
genen Studentenzahlen dabei nicht

berücksichtigt seien und nach unbe­
strittener Auffassung in den achtziger 
Jahren noch weiter anwachsen und 
den eigentlichen Studentenberg erst 
hervorbringen werden. Spätestens 
1982 seien deswegen nicht nur die 
Ansätze von 1980 wiederherzustel­
len, sondern reale Etaterhöhungen 
unumgänglich.
Auch die soziale Situation der Stu­
denten werde sich in den nächsten 
Jahren durch mangelnde Wohnheim­
plätze und steigende Essenspreise 
verschlechtern. Die Universitätspräsi­
denten fordern Landtag und Landes­
regierung auf, ihre Haltung gegen­
über den Hochschulen zu ändern und 
mit dem bereits anvisierten Überla­
stungsprogramm den extrem wach­
senden Studentenzahlen und den da­
durch weiter wachsenden Belastun­
gen der Universitäten Rechnung zu 
tragen.

D G B  Hessen
" ...Bereits in den Stellungnahmen der 
letzten 4 Jahre hatten wir dargelegt, 
daß erhebliche Mittel für Überstunden 
bereitgestellt wurden... erwarten wir, 
daß anstelle der Überstundenvergütung 
die notwendigen Planstellen geschaffen 
werden, b) Die personelle Ausstattung 
aller Hochschulen muß verbessert, und 
nicht... abgebaut werden... Auch das 
Stellenkontingent für andere wissen­
schaftliche Mitarbeiter u. sonstige 
Mitarbeiter muß angemessen erhöht wer­
den. c) Der Etattitel ... für Beschäf­
tigungsentgelte für wissenschaftliche 
und studentische Hilfskräfte und Tu­
toren soll um insgesamt 6,2 Mi11. DM 
gekürzt werden. Diese Kürzungen machen 
die Hochschulen in weiten Bereichen 

| funktionsunfähig und müssen deswegen 
zurückgenommen werden. Eine angemes- 

j sene Erhöhung ist stattdessen erforder­
lich" (aus: Stellungnahme zum Landes­
haushalt)

Frankfurter Rundschau 1.12.80Aktionswoche gegen 
Mittelkürzimgen

DARMSTADT. Aus Protest gegen die 
vom. hessischen Finanzminister für 1981 
geplanten Mittelkürzungen an den 
Hochschulen haben die Tedmische 
Hochschule (TH) und die Fachhoch­
schule in Darmstadt (FHD) eine 
Aktionswoche vom 1. bis 5. Dezember 
beschlossen, die einem Voriesungsstreik 
gleichkommt. Während die Studenten­
vollversammlungen beider Hochschulen 
einen Vorlesungsboykott befürworteten, 
sprach sich der Konvent der TK mehr­
heitlich dafür aus, während der 
Aktionswoche „den Lehrbetrieb so zu 
führen, als wären die geplanten Mittel­
kürzungen schon Wirklichkeit gewor­
den". und „Vorlesungen ausfailen zu 
lassen, wenn sie mit Demonstrations­
veranstaltungen zeitlich kollidieren'1.



Haushalt 1 9 8 1

S te lle n s tre ic h u n g  
i m  
L e h r b e r e ic h

Albert Schobbe /
Alfred Harnischfeger

Zum ersten Mal soll mit dem vorgelegten 
Entwurf für das Haushaltsgesetz nicht 
nur über den Landeshaushalt 1981 ent­
schieden werden. Im jetzigen Entwurf 
sind Entscheidungen bis zum Jahre 1985 
programmiert.
Danach soll das derzeitige Kontingent 
von ca. 45 500 Lehrerstellen mittelfristig 
auf 41 200 Stellen abgebaut werden. 
Insgesamt also ist bis zum Jahre 1985 ein 
Abbau von Mitteln im Umfange von ca. 
4300 Lehrerstellen vorgesehen.
Der Kabinettsbeschluß spricht von einem 
Stellenkontingent von insgesamt 42 000. 
Demnach ist davon auszugehen, daß die 
zur Zeit 800 l-Jahres-BAT-Verträge im 
Rahmen der Vertretungsreserve als lang­
fristige Arbeitsverhältnisse vorgesehen 
sind.

Konkret sehen die Zahlen im Haushalts­
plan-Entwurf aus:

Bereich Grund-, Haupt- und 
Sonderschulen (0453)
1981 werden 100 Stellen (A 12)

zur „Verbesserung der per­
sonellen und sächlichen 
Ausstattung der Hochschu­
len mit Wirkung vom l. 8. 
1981“ abgezogen.

1 9 8 1 werden nur 75 Stellen (Vor­
jahr 100) als Ersatz Tür 
Lehrer, die zur Ausbildung 
an Sonderschulen beur­
laubt werden können, zur 
Verfügung gestellt. In ei­
nem Stufenplan ist die wei­
tere Reduzierung dieser für 
die Sonderschulen lebens­
notwendigen Zusatzausbil­
dung vorgesehen.

1982/83 liest ein Stufenplan zur Re-
• duzierung von insgesamt

13 59 Stellen in den Besol­
dungsgruppen A 12/ A 13 
vorf bis 1985/86 sollen 
dann nochmals 340 bzw. 
339 Stellen pro Schuljahr 
gestrichen werden. Dazu 
heißt es im Haushaltsent­
wurf: „ . . .  entsprechend 
den stark rückläufigen 
Schülerzahlen (werden) die 
Planstellen und Stellen tür 
Lehrkräfte einschließlich 
der Mittel für Lehraufträge,- 
Überstunden, nebenamtli­
chen und nebenberuflichen 
Unterricht im Schulbereich, 
aber ohne Anrechnung des 
von Referendaren erteilten 
eigenverantwortlichen Un­
terrichts, stufenweise aut 
insgesamt 4200 reduziert“.

BAT-Mittel bzw. Stellenumwand 
lungen (7,-BAT-Lehrer)
in Planstellen
Zum r r  
1. 2. 1981- sollen folgende BAT-Stel- 

len in Planstellen umge­
wandelt werden.
Gymnasialer Bereich 120 
Berufsschulbereich __°±

">05Summe

Der Haushaltsentwurf sieht
im Grundschulbereich wie

* im Haupt- und Realschul- 
- bereich keine Umwandlung 

- der 7j-Stellen vor. Dies 
würde bedeuten, daß ca. 
240 Grund-, Haupt-, Real-
und Sonderschullehrer ent­
lassen werden sollen, da für 
sie der Haushalt keine Stel­
len vorsieht.

zum
1. 8. 1981

weitere BAT-Stellen 
nstellen umgewandelt
n:
mnasialen
:h .
»mfsschulbereich 2-9 

'04

Wiederum ist für den 
Grund-, Haupt-, Real- und

Sonderschulbereich t «
Umwandlung vorgesehen. 
Dies bedeutet die vorpro­
grammierte Entlassung von 
'noch einmal ca. 410 koile-



die tägliche Vertretungsreserve zur Ver­
fügung stehen.

Schlußfolgerungen
Wenn es bei den diesjährigen Haushalts­
beratungen nicht gelingt, sowohl die be­
absichtigte Einsparung von 100 Lehrer­
stellen rückgängig zu machen, wie die 
Streichung der sogenannten kw-Vermer­
ke (kw =  künftig wegfallend) aus dem 
Entwurf für den Landeshaushalt 1981 zu 
erreichen, dann werden einige wichtige 
Maßnahmen den Sparplänen der Landes­
regierung zum Opfer fallen:

Zuschlag zur Unterrichtung von auslän­
dischen Kindern
Der unzureichende Zuschlag von 75 : 1 
wird derzeitig aus der gültigen Schüler- 
Lehrer-Relation finanziert: es gibt kein 
Zusatzprogramm, sondern die Lehrer­
stunden werden den Schulen in Abzug 
gebracht.
Eine Verbesserung des Zuschlages auf 
50 : 1 unter Einbeziehung der beruflichen 
Schulen und Gymnasien erfordert die 
Ausweisung von 1850 Lehrerstellen.

Vertretungsreserve
Nach unseren Berechnungen müßte die 
Vertretungsreserve mindestens um weite­
re 700 auf 1500 Stellen erhöht werden, 
damit den Schulen Überhangstunden für

Fördermaßnahmen
Um überhaupt Fördermaßnahmen in 
nennenswertem Umfang durchführen zu 
können, sind als Minimum weitere 200 
Stellen erforderlich.

Ungünstige Jahrgangsbreiten 
Zur Erhaltung von Grundschulen, die 
aufgrund rückläufiger Schülerzahlen vor 
der Schließung stehen, werden minde­
stens weitere 200 Stellen benötigt
Ganztagsschulen
Will man im Ansatz Ganztagsschulen 
ernsthaft weiter verfolgen, so werden da­
für 250 weitere Stellen gebraucht.
Verbesserte Relation an Sonderschulen 
Damit unseren Forderungen nach einer 
verbesserten Schüler-Le’nrer-Relation an 
Sonderschulen wenigstens im Groben 
entsprochen wird, müssen weitere 450 
Stellen bereitgestellt werden.'
Arbeitszeitverkürzung 
Eine Stunde Arbeitszeitverkürzung für 
Berufsschullehrer und arbeits-technische 
Fachlehrer erfordert 190 Stellen.
Eine Stunde Kürzung für Hauptschulleh­
rer an Förderstufen erfordert 11Ö Stellen. 
Eine Stunde Arbeitszeitverkürzung für 
die übrigen Grund- und Hauptschullehrer 
im Bereich der Mittelstufe erfordert 130 
Stellen.
Eine zusätzliche Stunde Altersermäßi­
gung erfordert 155 Stellen.

Haushalt 1981
Ergebnis der Klausurtagung der 
SPD-Landtagsfrakiion
Außer Spesen nichts gewes
Das Ergebnis der Klausurtagungen der 
Koalitionsfraktionen ist inzwischen be­
kannt. Für den Schulbereich ergibt sich 
folgendes:

Schülerbeförderung 
Die Koalitionsfraktionen einigten sich 
darauf, im Rahmen des kommunalen Fi­
nanzausgleiches die Schülerbeförderung 
künftig in die Hand der Kommunen zu 
geben. Dies bedeutet, daß die ca. 160 
Millionen aus dem Etat des Kultusmini­
sters herausgenommen und dem Etattitel 
„Kommunaler Finanzausgleich“ zuge­
führt werden.
Demnach erhalten die Schulträger in bis­
heriger Höhe anteilig die vorhandenen 
Gelder. Sie können damit frei wirtschaf­
ten, so daß erwirtschaftete Gelder bei der 
Kommune verbleiben.

Stellenbesetzungssperre
Zunächst war sich die SPD-Landtags- 
fraktion geschlossen einig, daß die beab­

sichtigte Stellenbesctzungssperre von 10 
Prozent zurückgenommen werden muß. 
Ministerpräsident Börner und Finanzmi­
nister Reitz haben sich nach unseren In­
formationen jedoch an dieser Diskussion 
nicht beteiligt. Während der Klausurta­
gung wurde nach Kontaktauinahme mit 
der FDP festgelegt, daß für den Haushalt 
1981 der Stellenplanfond von 1980 als 
Ausgangspunkt zu dienen habe. Die be­
absichtigte Stellenbesetzungssperre soll 
1981 durchgesetzt werden. Mit ihr sollen 
die im Gesamthaushalt 1981 eingebrach- 
ten zusätzlichen Stellen wieder „erwirt­
schaftet“ werden. 1982 soll es dann keine 
einzige neue Stelle geben.
Die von der SPD-Landtagsfraktion beab­
sichtigte Streichung der Stellenbeset- 
zunsssperre fand sich dann auf Druck 
derlFDP am Ende der Beratungen wie­
der, jedoch nicht in Höhe von 10 Prozent 
sondern in einem Ausmaß von 15 Pro­
zent. So wurde es dann auch als gemein­
same Koalitionsvereinbarung verkündet. 
Aus der Tatsache, daß sich Ministerprä-



sident Börner und Finanzminister Reitz 
an der Diskussion um die Stellenbeset­
zungssperre nicht beteiligten, kann man 
als Beobachter ohne Not schließen, daß 
Ministerpräsident und Finanzminister
eine Allianz mit der FDP gegen die
SPD-Landtagsfraktion innerhalb der 
Koalition eingegangen sind. 
FDP-Fraktionssprecher Wilke hatte be­
reits im Vorfeld der Klausurtagung ver­
kündet, daß im Jahre 1981 400 Lehrer­
stellen im Kultusetat einzusparen seien. 
Prompt wurde dieser Wunsch erfüllt: je 
15 Prozent Stellenbesetzungssperren un 
Hochschulbereich und im Schulbereich 
sollen insgesamt 250 wegiallende Stellen 
erbringen. Zusammen mit dem Abzug 
der 100 Stellen aus dem Schulbereich 
werden also insgesamt 350 Stellen weg­
fallen. -------

Letzte Meldung:

Nicht 100 Stellen sollen 1981 gestrichen werden, 

sondern 260!

Dadurch soll der Verzicht auf die Stellenbesetzungs­
sperre aufgefangen werden. Nur massive Aktionen 
können den Landtag bewegen, fragt bei Euren Kreis- 

'vorsitzenden an.
Uwe Hartwig

kw: Vermerk 
Über die beabsichtigte Kürzung des Ge­
samtstellenaufkommens über kw-Ver- 
merke (künftig wegfallende Stellen) wur­
de von der SPD-Landtagsfraktion nicht 
mehr diskutiert, da nach Meinung des 
Fraktionsvorsitzenden keine Chance be­
stehe, die beabsichtigte Kürzung der Leh­

rerstellen auf 42 000 bis 1985 zu revidie­
ren.
Die FDP will von ihrem Standpunkt 
nicht abgehen.
Insgesamt: Eine Fraktion scheint guten 
Willens, jedoch gelingt es ihr nicht, ver­
nünftige Absichten in praktische Politik 
umzusetzen. Uwe Hartwig

Arbeitszeitverkürzung für Lehrer 
Die Forderung nach Verwirklichung der 
Geller Beschlüsse, wie sie der GEW-Lan- 
desvorstand mit der Fraktionsspitze der 
SPD-Fraktion besprochen hatte, stieß m 
der SPD-Fraktion auf ungeteilte Zustim­
mung. —- -  -
Auch zu diesem wichtigen Punkt haben 
sich weder Börner noch Reitz geäußert, 
obwohl Börner der GEW eine entspre­
chende schriftliche Zusage gemacht hat. 
Die FDP erklärte dagegen schlicht, daß 
für sie eine solche Bindung nicht bestehe  ̂
und Zusagen von Börner an die GEW für 
sie ohne Interesse seien.
Am Ende blieb übrig, der Kultusminister­
könne die Celler Beschlüsse 1981 ver­
wirklichen -  im Rahmen des ihm vorge­
gebenen Etats.
Zusätzliche Stellen dafür stießen auf das 
absolute Nein der FDP.
Krollmann hat an dieser Stelle erklärt, 
daß er zusätzliche Stellen nicht erwirt­
schaften könne, zumal dies nur zu Lasten 
der Schüler-Lehrer-Relation ginge.

Landeshaushalt 1981_
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»

Dieser vierte Rechenschaftsbericht des Präsidenten er­
scheint zu einem Zeitpunkt, wo erkennbar wird, daß 
die vor nunmehr einem Jahrzehnt eingeleiteten Maß­
nahmen zur Veränderung der Bildungsstrukturen in 
unserem Land volle Auswirkungen auch auf dem ter­
tiären Bildungssektor zeigen. Gleichzeitig wird aber 
auch deutlich, daß die Fortführung dieser damals ein­
geleiteten Veränderungen nicht mehr als Priorität im 
Katalog der politisch Handelnden vorkommt. Die 
Hochschulpolitik, die eigentlich die Aufgabe hat, den 
Schritt, der begonnen wurde, weiterzuführen, kann 
offensichtlich nicht mehr finanziert werden. Kein 
Wunder, daß dementsprechend immer mehr versucht 
wird, die Studienreform technokratisch so zu ver­
tuschen, daß nur noch Gesichtspunkte der »Verwend­
barkeit« und der »Marktbeziehungen« zu tragen schei­
nen. Selbst aber auch diese Kriterien scheinen, glaubt 
man den letzten Verlautbarungen über Planungsvor- 
stellungen, keine Gültigkeit mehr zu haben: nur noch 
wenige Prozentanteile eines Jahrgangs akademisch 
Ausgebildeter sollen nach diesen Aussagen einen ange­
messenen Arbeitsplatz erhalten können. Obwohl bis 
zum Ende^aieses Dezenniums eine Veränderung der 
Weichenstellung, die für eine allgemeine Verbreite­
rung des Hochschulzugangs verantwortlich ist, nicht 
mehr korrigiert werden kann, wird in diesen Bereich 
nicht das investiert, was notwendig ist, um den Stan­
dard zu halten. Ohne die Erhaltung eines hohen Aus­
bildungsstandes besonders in den Ingenieurbereichen 
wird aber auf die Dauer die Marktstellung der deut­
schen Wirtschaft nicht erhalten bleiben können.

. .

Es liegt deshalb nahe, mehr noch als bei den letzten 
Berichten, nicht nur den eigentlichen Berichtszeitraum 
einer Betrachtung zu unterziehen, sondern auch ü. 
einen'Jängeren Zeitraum hinweg Überlegungen über 
die Probleme des tertiären Bildungssektors anzustellen. 
Dabei ist als erstes festzustellen, daß die wesentlichen 
Aufgabenstellungen, die den Hochschulen Anfang der 
siebziger Jahre teils neu, teils wieder gestellt wurden, 
bis heute nicht, oder allenfalls in Ansätzen, gelöst wor­
den sind. Auf die Gründe hierfür wird im einzelnen 
einzugehen sein. FestzuhaltenTst jedoch schon hier, 
daß infolge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
zum niedersächsischen Vorschaltgesetz die möglich ge­
wesene Organisationsruhe an den Hochschulen immer 
noch nicht eingetreten ist. Nach wie vor arbeiten wir 
mit nicht konsolidierten Verhältnissen, suchen finan­
zielle Restriktionen, ohne bislang erkennbare Zielset­
zung seitens des Ministeriums und nun aber zuneh­
mend im letzten Jahr mit hochfahrenden administm 
ven Maßnahmen, die ich bitter in der Öffentlichkeit aus 
»bürokratischen Absolutismus« zu charakterisieren 
hatte, auszugleichen. Aus diesen Gründen war es nicht 
möglich, die eigentlich inhaltlichen Entwicklungsmaß­
nahmen mit der erforderlichen Intensität in Angriff zu 
nehmen. Tagesaktivitäten und ständiger Planungswirr­
warr fraßen Zeit und Arbeitsmaß auf. Hinzu kommt, 
daß die bildungspolitischen Prioritäten, meist ohne Be­
gründung und ohne Frage nach Kontinuität, Verpflich­
tung und Folgen eingeleiteter politischer Maßnahmen, 
umdefiniert worden sind. Ein Vertrauen in die politi­
sche Kontinuität w’ar auch im vierten Berichtsjahr

Vorwort
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1

Die Planungen für den Haushalt der thd haben sich im 
Berichtszeitraum besonders kompliziert abgewickelt. 
Die einzelnen Vorgaben und Planungsdaten von seiten 
der Ministerien wurden im Stile der Echternacher 
Springprozession auf'die Hochschulen losgelassen. Am 
Beispiel der Eckdaten für den Personalhaushalt kann 
dies im einzelnen belegt werden. Im Laufe des Jahres 
197j  hieß es zunächst, daß die thd für den seinerzeit 
geplanten Doppelhaushalt 1975/76 mit 60 neuen Plan­
stellen rechnen könne; nach dieser Auskunft richtete 
der 'zentrale Haushaltsausschuß seine Planungen ein 
und-meldete 92 neue Stellen in seinen einstimmig ver­
abschiedeten Haushaltsanmeldungen 1975/76 an. Im 
Laufe des Sommersemesters wurde dann durch Erlaß 
mitgeteilt, daß die thd insgesamt 122 neue Stellen er­
halten sollte mit der Maßgabe, daß dadurch in Eng­
paßfächern (Architektur, Bauingenieurwesen, E-Tech- 
nik) der n c  gelockert werden solle. Da es in der kurzen 
zur Verfügung stehenden Zeit nicht mehr möglich war, 
zusammen mit den Fachbereichen eine sinnvolle, fun­
dierte Planüng durchzuführen, mußten die zusätz­
lichen Stelleaals Leerstellen ohne nähere Spezifikation 

. angemeldet werden.
Es stellte sich aber dann nach Ende des Winterseme­
sters, nach der Landtagswahl und den ersten harten 
Haushaltsgesprächen heraus, daß der Ausschuß richtig 
gehandelt hatte, als er auf die weitergehenden Absich­
ten nur global einging: jetzt wurde nämlich telefonisch 
mitgeteilt, daß es nur einen einfachen Haushalt für das 
Jahr 1975 geben werde und daß für dieses Jahr die t h d  

nicht wie beabsichtigt 60, sondern lediglich 15 neue

Stehen erhalten werde. Man mögeMoch innerhalb 2 (!) 
Tagen, mitteilen, für welche Zwecke diese Stellen ge- 
dacEtseterfi damit sie dementsprechend durch das Haus­
haltsgesetz festgelegt werden könnten.-- 
Solche Verfahrensweisen sind natürlich nicht dazu ge­
eignet, das_ Engagement der Hochschulen für eine 
planvolle, abgesicherte Entwicklung" zu stärken. Da­
mit werden die Absichten, die mit dem Hessischen 
Uniye_rsitätsgesetz verknüpft gewesen.sind, in ihr Ge­
genteil-verkehrt: ursprünglich wojTte_man mit diesem 
Gesetz- und dem Ausbau der Hoclaschulverwaltungen 
deren eigene Planungsfähigkeit stärken und dies durch 
einen Globalhaushalt unterstützen, der den Hochschu- 
Ien eine gewisse Flexibilität gibt, innerhalb der gesetz­
ten Ziele auf veränderte Umständc-reagieren zu kön­
nen.-Mittlerweile ist man auf dem Stand angelangt, 
daß cite_Hochschulen zwar immer" noch Planung be­
treiben, diese aber durch unkontrollierbare politische 
und bürokratische Entscheidungen mit einem Feder­
strich und'ohne Rücksprache zunichte gemacht wird. 
Nicht einmal mehr die früher üblichen gemeinsa- 
men Gespräche mit Kultus- und Finanzminister wer­
den jetzt "durchgeführt. Angesichts solcher Praktiken 
darf eine Reaktion nicht verwundern, die dahin geht, 
dann'doch von vornherein alle Verantwortung auf die 
Ministerfalbürokratie abzusdiiebarrrGleichzeitig er­
scheint es unter diesen Umständen wenig sinnvoll, die 
Hochschule in das Abenteuer der Erstellung eines 
Hochschulentwicklungsplans zu stürzen — der drin­
gend notwendig wäre —, wenn man von vornherein 
weiß, daß es keine Kontinuität in den Grunddaten ge-
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Situation des tertiären Bildungsbereiches

1

Die Situation des tertiären Bildungsbereiches ist im 
vergangenen Berichtszeitraum neben der überraschen­
den Verabschiedung des Hochschulrahmengesetzes — 

r darauf wird noch näher einzugehen sein — insbeson- 
| dere durch die dramatischen, im bisherigen Ausmaß 
I nicht gekannten finanziellen Restriktionen gekenn­

zeichnet gewesen. Gewiß gab es auch in der Vergan­
genheit immer wieder Anlaß, den enger werdenden 
finanziellen Rahmen, insbesondere die mangelnden In­
vestitionsmöglichkeiten, zu beklagen. Immer jedoch 
konnten in der Vergangenheit nominelle Negativent­
wicklungen verhindert und sogar hier und da Aus­
weitungen vorgenommen werden.
Diese Zeiten eines bescheidenen Wachstums dürften 
indessen vorbei sein: wie alle anderen Bundesländer 
auch, hat das Land Hessen in der Mitte des vergange­
nen Jahres rigorose Maßnahmen zur Sperrung und 
Streichung von Personalstellen in der gesamten öffent­
lichen Verwaltung eingeleitet.

; Aufgrund eines Kabinettsbeschlusses sind zunächst 75
\ Prozent allerdkeien und freiwerdenden Stellen im Lan- \
• desdienst gesperrt worden. Da dies an den Hochschulen 

bei der dort naturgemäß höheren Personal-Fluktuation 
als in anderen Verwaltungsbereichen zu unabsehbaren 
Folgen geführt hätte, ist es den Universitätspräsiden­
ten gemeinsam mit dem Kultusminister und der Staats­
sekretärin immerhin gelungen, Ministerpräsident und 
Finanzminister dahin zu bringen, diesen allgemeinen 
Beschluß etwas aufzulockern: währenddessen im Be­
reich der Hochschulverwaltungen die yjprozentige

SperreLäufrechterhalten bleibt, beträgt sie im wissen­
schaftlichen Bereich, ausgenommeh'der Verwaltungs- 
bereichy hurL'25 Prozent. Professorenstellen können au 
jeweils einzeln zu- begründenden Antrag hin freigege­
ben werden, wobei erfreulicherweise festzustellen ist, 
daß der Kultusminister sich in den meisten Fällen die 
Argumentation der Hochschulen ztf eigen gemacht hat. 
Diese-finanziellen Restriktionen sind sicherlich zum 
einen Ausdruck der allgemeinen vvfrtschaftlichen Pro- 
bleme _und der daraus bis jetzt resultierenden Finanz­
knappheit der öffentlichen Haushalte. Andererseits 
sollte sich- niemand im Hochschulb’ereich der Illusion 
hingeben^mit einer Veränderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse sei gleichsam automatisch eine Rüdekehr 
zu den- alten goldenen oder den jüngeren bescheidenen 
ZeiterTverbunden: Kultuspolitiker. — sofern dieselben 
überhaupt in den Parlamenten noch zu finden sind — 
in Bundund Ländern dürften vielmehr jetzt und in ab­
sehbarer Zukunft zufrieden ‘sein,’ wenn es ihnen ge­
lingt, eine noch radikalere Beschneidung der Ressour- ‘ 
cen im Bildungsbereich zu verhindern.
Zum anderen ist diese Tendenz mit ökonomischen Ar­
gumenten allein sicher nicht hinreichend begründet. 
Vielmehr, wirkt sich eine seit langem erkennbare Er­
scheinung," nämlich das Absinken: der Bildungspolitik, 
insbesondere der Hochschulpolitik,- in den politischen 
Prioritätensetzungen nunmehr zum erstenmal mit 
negativen Vorzeichen, d. h. mit Stellensperren, mit 
Stellenabzügen und mit Abzügen im Haushalt und mit 
dem Stopp von Investitionen bis auf den Bausektor aus.

7
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Der Ausschuß für Haushaltsangelegenheiten und den 
Hochschulentwicklungsplan tagt ebenso wie die ande­
ren Ausschüsse seit dem Wintersemester in neuer Zu­
sammensetzung. Die Probleme blieben zum größten 
Teil auch in der neuen Tätigkeitsperiode die altbe­
kannten. Allein drei Sondersitzungen des Ausschusses 
waren erforderlich.
i. Auf fast allen Sitzungen mußte die sich im Laufe 
der letzten Monate ständig wechselnde Szene der Stel­
lensperrungen behandelt werden. Dem Ausschuß fiel 
dabei die undankbare Aufgabe zu, über die Verteilung 
der gesperrten Stellen auf die Fachbereiche beschließen 
zu müssen. Er hat diese Aufgabe versucht, pragmatisch 
zu lösen. Zu große Probleme sollten bei zufälligem 
Freiwerden und Besetztbleiben von Stellen ausgegli­
chen werden. Daß dabei der Spielraum immer kleiner 
wurde, ist selbstverständlich, auch wenn sich der Aus­
schuß bemühte, einen Spielraum zu erhalten. So faßte 
der Ausschuß den Beschluß, für den Haushalt 1977/78 
die Umwandlung alter Dozentenstellen in bat Ila- 
Stellen beim Kultusminister zu beantragen.
Die im Haushalt 1975 durch die Umwandlung alter 
Assistentenstellen vorhandenen, aber für die Fach­
bereiche noch nicht verfügbaren Dauerstellen wurden 
den Fachbereichen zugewiesen. Dies wurde erforder­
lich, da mehrfach Wünsche auf Dauerstellen von den 
Fachbereichen an mich herangetragen wurden. Die 
Fachbereiche hatten ihre Vorstellungen in der Anhö­
rung durch die ad-rem-Kommission noch einmal vor- ' 
getragen. Der Ausschuß legte Wert auf die Klarstel-

Iung, daß-Dauerfunktionen in- der-Regel nicht mit 
LehraüfgäHerFbegründet wenien_köhnen, um nicht 
einen »Mittelbau« herkömmlicher "Form wiederent­
stehen zu lassen. Er verwies dabei.nachdrücklich auf 
die neue Institutsorganisation. . t  
Der Ausschuß stimmte einem Antrag jm die Landes­
regierung zu, die Weiterbeschäftigurig. von Auszubil­
denden zxr Lasten gesperrter Stellen ffür drei Monate 
zu sichem^wenn diese keinen Arbeitsplatz finden kön- 
nen. .....
2. Da der.Haushalt 1976 vom Landtag.erst im Dezem- 
ber 1975..verabschiedet wurde und Zunächst nur die 
Ansätze bekannt waren, wurden vom Ausschuß vor­
erst nur Sö /̂ähder Mittel verteilt.-Dafietwurde betont, 
daß die Gewichtungsfaktoren für dfe”Aufteilung im 
Sommer überdacht werden sollten. Ich möchte die Kla­
gen über die Haushaltsentwicklung seit 1970 nicht noch 
einmal detailliert ausführen. Das Gesägte genügt.
3. Die Zuweisung der Mittel für Hilfsassistenten er­
folgte nur bis zu einer Höhe von 85 ®/o des Vorjahres­
ansatzes. Die daraus resultierenden Einsparungen sol­
len nach Beschluß des Ausschusses für die Fachbereiche 
Mathematik,.Mechanik und Rechts- und Wirtschafts­
wissenschaften- verwendet werden,. lauf deren Pro­
bleme icff bereits in meinem letzten"Recnenschafts- 
berfchtTungewiesen habe. Der'Ausschuß benannte ein 
Gremium, das im Sommersemester in Zusammenarbeit 
mit dem Referat Planung und Hochschulentwicklung 
eine umfassende Klärung des Hilfskräfteproblems er­
arbeiten soll.
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' Der Ausschuß hatte sich auch, in diesem Berichtszeit­
raum -  hoffentlich zum letztenmal -  mit der Stellen­
bewirtschaftung zu beschäftigen. Dabei gelang es auf 
Grund der Beschlüsse und der Verhandlungen auf den 
verschiedensten Ebenen in Wiesbaden, nahezu alle bis- 

 her gesperrten Stellen wieder in die Verfügung der 
t h d  z u  nehmen. Dies ermöglichte es dem Ausschuß 
auch, gewissermaßen eine Bilanz und eine Generalbe-, 
reinigung der ln diesem Sektor in den letzten drei Jah­
ren getrpffenen Beschlüsse vorzunehmen. Dies geschah 
in Form'eines für alle Bereiche der t h d ‘verbindlichen 
Stellenplanes,'der alle durch die Stellenbewirtschaftung 
eingetretenen Veränderungen berücksichtigt.
Wenn somit auch gesagt werden kann, daß die heikle, 
weil kaum nach exakten Kriterien zu lösende Aufgabe 
der Stellensperre nicht mehr den breiten Raum füherer 
Jahre in der Ausschußarbeit einnahm, so muß doch in­
folge eine$ verstärkten Aktivität des Kultusministe­
riums audl in nächster Zeit mit einschlägigen Be­
schlußfassungen gerechnet werden. Dies ergibt sich 
z. B. aus dem Umstand, daß etwa im Fachbereich Phy­
sik keine StelkrT'gesperrt werden sollen, daß aber die 

       Wiederbesetzung jeder freiwerdenden Stelle beim Kul­
tusminister beantragt werden muß. Dieser behält sich 
nach jedenfalls derzeit nicht erkennbaren Kriterien eine 
Freigabe vor,- wobei er eine Freigabe auch mit Auf--' 
lagen, etwa zum Einsatz für einen bestimmten Studien­
gang, verbinden kann. Ich bin nicht sicher, ob hiermit 
ein vernünftiges Planungsinstrumentarium geschaffen 
worden ist; wenn man nicht die Planung mit einiger­
maßen konkreten Zielvorstellungen verknüpft. Gerade

3. AusschuS für Haushailsangelegenhelten

RP 77/78 

diese kann ich auf seiten des Kultusministers nicnt er­
kennen, so daß es m. E. erforderlich ist, auf diese Kate­
gorie wieder ersatzlos zu verzichten.
Einen Schwerpunkt bei den Beratungen des Haushalts­
ausschusses stellte die Ersatzbeschaffung eines Be­
schleunigers am Institut für Kernphysik dar. So we­
nig zu bestreiten ist, daß die derzeitige Anlage moder­
nen Ansprüchen nicht mehr genügt, so schwer schien 
es dem Ausschuß angesichts der Investitionen bei der 
Gesellschaft für Schwerionenforschung und einem 
ähnlichen Projekt in Mainz, eine solche Beschaffung 
politisch zu begründen; hierfür ist, wenn es überhaupt 
gelingen soll, ein fundiertes und überzeugendes wis­
senschaftliches Konzept erforderlich. Nachdem nun­
mehr in den vergangenen Monaten in aller Ruhe und 
mit Sorgfalt die entsprechenden Unterlagen erarbeitet 
wurden, sollte der Ausschuß nach einer Stellungnahme 
der Gutachterausschüsse auf Bundesebene die Gele­
genheit erhalten, sich mit dieser Angelegenheit erneut 
zu beschäftigen. Dabei wird sicherlich die Fortführung 
der seitherigen Physikaktivitäten zu beachten sein und 
ihre Verbindung mit dem neuentwickelten Studien­
gang des Physikingenieürs.
Ein wesentlicher Punkt in den Beratungen des Haus­
haltsausschusses war die Frage der Stellenbewirtschaf- 

: tung mit Wissenschaftlichen Mitarbeitern. Hier beste­
hen in einigen Fachbereichen, manchmal nur Institu­
ten, erhebliche Defizite, die eine Mindestausstattung 
nicht gewährleisten. Der Grund dafür liegt — um einem 
weitverbreiteten Irrtum entgegenzutreten — nicht in 
einer hohen Zahl von Überleitungen bei Professoren,



Der Konvent der Technischen Hochschule erklärt:
1. Der Konvent ist der Auffassung, daß eine weitere Verschlechterung der Situation 

in Lehre und Forschung nicht akzeptabel ist.
Er fordert die ständigen Ausschüsse auf,dafür Sorge zu tragen, daß der Betrieb in 
Forschung und Lehre in der jetzigen Form so lang als möglich aufrechterhalten 
bleibt und erwartet, daß die Fachbereiche sich ebenso verhalten.
Der Vollzug erheblicher Kürzungen im Bereich der wissenschaftlichen Hilfskräfte 
und des Stellenabzugs durch die Sperrung freiwerdender Stellen hätte eine der­
artig gravierende weitere Verschlechterung der Ausbildungqualität zur Folge, daß 
sich ein qualifiziertes wissenschaftliches Studium unter diesen Bedingungen nicht 
aufrechterhalten ließe. Durch ein solches Vorgehen, das im Bewußtsein geschehen 
würde, daß die Lehrmittel vor Ablauf des Haushaltsjahres verbraucht sind, würde 
der Öffentlichkeit und den politisch Verantworlichen demonstrativ verdeutlicht 
und erkennbar gemacht, welche Auswirkungen die Streichungspolitik konkret hat, 
und daß unter solchen Bedingungen eine wissenschaftliche Ausbildung nicht mehr 
möglich ist. _______________

2. In den zum Studium an einer Technischen Hochschule sehr wichtigen betreuungs­
intensiven Praktika und Kleingruppenübungen ist ein weiterer Abbau des Be­
treuungspersonals nicht mehr möglich, da die Gruppen bereits bis zum Äußers­
ten vergrößert sind. Z.B.: Abbau der Bibliotheken, so daß eine sinnvolle Nu­
tzung kaum mehr möglich ist.
- Versuche im physikalischen Grundpraktikum.
- Konstruktionsübungen in Maschinenelemente
- Maschinenpraktiken in E-Technik
In einigen Bereichen ist darüber hinaus damit zu rechnen, daß bei Kürzungen 
sicherheitstechnische Vorschriften und Arbeitsschutzbestimmungen nicht mehr 
einhaltbar sind.

3. Die studienreformerischen Ansätze dürfen nicht in Frage gestellt werden, auch muß 
weiterhin die Möglichkeit bestehen,studienreformerische Ziele praktisch zu ver­
wirklichen. Schon Bestehende rudimentäre Ansätze wie interdisziplinäres Lernen, 
Projekstudium (z.B. Bauingenieur-Projektphasen: Planen, Entwerfen, Konstruieren) 
und Orientierungsphasen sind durch die Kürzungen gefährdet.

4. Die Landesregierung und das- Parlament werden aufgefordert die langfristige Abbau­
strategie im Hochschulbereich zu revidieren. Der geplante Abbau steht im Wider­
spruch zu den früher gemachten Zusagen. Die Hochschulen haben am Abbau des Numerus 
Clausus mitgearbeitet und so eine Öffnung der Hochschulen für mehr Studierwillige 
ermöglicht. Die Landesregierung hatte sich verpflichtet ihren Teil in Form eines 
Überlastprogramms für hohe Studentenzahlen zu erbringen, hat aber keine Pfennig 
dafür ausgewiesen, sondern Mittel gestrichen.

5. Auch, die auf Bundesebene geplanten Einsparungen im Bafög-Bereich und im Wohnheim­
bau betreffen in erheblichen Maß die Hochschulen. Die soziale Lage der Studenten 
wird mit solchen Maßnahmen verschärft und kann für den einzelnen dazu führen, daß 
die Durchführung des Studiums überhaupt unmöglich wird oder zumindest oder zumin­
dest eine Verlängerung zur Folge hat, da das Studium durch Jobs finanziert werden 
muß. Der Konvent widers^tzt sich allen Maßnahmen, die auf die Einführung eines 
sozialen Numerus Clausus- hinführen und das Recht auf Bildung zu einem Privileg 
für wenige machen. _______

6. Der Konvent empfiehlt den Fachbereichen in der Zeit vom 1.-5.12 die Auswirkungen 
des Kutusetats 1981 auf ihren Lehrbetrieb aufzuzeigen, zu diskutieren und gegen­
über der Öffentlichkeit deutlich zu machen. Als eine geeignete Maßnahme sieht 
der Konvent an, die Lehrveranstaltungen in dieser Woche so durchzuführen, als 
wäre die beabsichtigte Mittelkürzung bereits Realität geworden. Im übrigen 
sollen Lehrveranstaltungen ausfallen, soweit diese mit Inforveranstaltungen 
oder Demonstrationen kollidieren

7. Die Fachbereiche werden gebeten in der Zeit vom 1. - 5.12. die Auswirkungen des 
Kultirsetats auf ihren Bereich zu diskutieren un gegenüber der Öffentlichkeit 
deutlich zu machen.

8. Der Hochschule ist nicht damit gedient, finanzielle Nachschläge zu Lasten der 
übrigen Bereiche des Bildungssystems zu erhalten und damit eine relative Besser­
stellung zu erreichen. Die Hochschulen sind auf ein gutes und durchlässiges 
Schulsystem angewiesen, Auszehrung in diesem Bereich hat auch auf das Studium 
und die Lehre negative Auswirkungen. Dem Anliegen der Hochschule bezüglich Finan­
zierung wird auch nicht gedient durch Verteilungskämpfe zwischen und innerhalb 
von Hochschulen.

Die Punkte 1 - 5 und 7 - 8  wurden einstimmig von den anwesenden Konventsmitglie­
dern angenommen. Zu Punkt 6 wurde der Antrag der Juso-Hochschulgruppe (unterstützt
von Basisgruppen und sonstigen Mitarbeitern) - in dem Antrag heißt es, daß der
Lehrbetrieb in der Woche vom 1.-5.12. eingestellt werden soll - knapp abgelehnt.
Der vorliegende Antrag für Pkt. 6 wurde bei 34 Fürstimmen angenommen.



28.11.1980

THD
I N T E R N

E X T R A

Auf Grund des Konventsbeschlusses vom 26.11.1980 
empfehle ich, am Montag, den 1.12;- und Dienstag, den 2.12 
sämtliche Lehrveranstaltungen ausfallen zu lassen.
Das Gleiche gilt für Donnerstag, den 4.12., nachmittags, 
da zu diesem Zeitpunkt eine zentrale Podiumsdiskussion, 
von der Studentenschaft veranstaltet, 'stattfindet.

Im übrigen bin ich damit einverstanden, wenn von den 
Dekanen bzw. den betroffenen Professoren im Einzelfall
Lehrveranstaltungen abgesagt werden, die mit Informations'

r .• . 
und Diskussionsveranstaltungen auf Fachbereichsebene
zeitlich kollidieren.

gez. Böhme


